
Daimler-Benz-Chef Reuter: „In Zukunft leben wir in der Berliner Republik, ob das nun allen gefällt oder nicht“
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Ich bin ansprechbar“
Edzard Reuter über seine Visionen von Berlin und seine Erwartungen an Politiker
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SPIEGEL: Herr Reuter, einflußreiche
Wirtschaftsleute und Politiker in Berli
wünschensich einen Bürgermeister Ed
zardReuter.Treten Sie an?
Reuter: Ich habesehr verantwortungs
volle Aufgaben in derWirtschaft und
will sie auch weiterhin wahrnehmen
Um so weniger gehöre ich zudenen, die
mit hängender Zungeeiner politischen
Aufgabe nachlaufen. Zunächst muß g
klärt sein: Wie sicher ist die politisch
Basis, auf der manarbeiten kann? Ein
wie auch immer gearteteRegierungsver
antwortungsetzt ein eindeutigesVotum
der Parteien voraus.
SPIEGEL: Der Wunsch der eigenen Pa
tei reicht Ihnennicht aus?
Reuter: Für mich ist dieFrageentschei-
dend, welcheParteienwelche Sachaus
sagen mittragenkönnen. Es mußeine
politische Konstellationgegeben sein
die eine Lösung komplizierterAufgaben
ermöglicht. Ich würde zumBeispiel nie
einer Regierung vorstehen wollen, d
solche unsinnigen Diskussionenüber
Geschwindigkeitsbeschränkungen
gen Ozonbelastung führt, wie wir sie i
Augenblickerleben.

Das Gespräch führten die SPIEGEL-Redakteure
Wolfgang Bayer und Jan Fleischhauer.
SPIEGEL: EinenSPD-Spitzenkandidate
Reuter inBerlin wird es also nicht ge
ben?
Reuter: Ich stehe mitSicherheit nicht für
einen Wahlkampf zur Verfügung. Ic
bin ansprechbar, wenn eine Regieru
gebildet wird.
SPIEGEL: Wie sollen wir uns das vorste
len? Die Parteiendemokratieverlangt
nun einmal dieKandidatur, den Kamp
um ein Amt, und, wenn alles gutgeht,
den SiegeinesBewerbers.
Reuter: Ich weiß nicht, ob ich esIhnen
noch einfacher sagenkann: Ich bin an-
sprechbar für einekonkrete Aufgabe in
Regierungsverantwortung. Ich ste
nicht bereit für abstraktePlanspiele.
SPIEGEL: Viele Berlinerhaben denEin-
druck, daß derderzeitigeSenat mit dem
Management des anstehendenRegie-
rungsumzugsüberfordertist.
Reuter: Es wäre töricht, das zu leugne
Die Qualifikation der Führungsschic
in Berlin entspricht der Situation de
Stadt vor dem Mauerfall. ZurZeit der
AbschottungBerlins mußtesich das po-
litische Personal auf die besondere I
sellageeinstellen. Zur Bewältigung de
Edzard Reuter
zählt als Vorstandsvorsitzender des
Daimler-Benz-Konzerns zu den mäch-
tigsten Managern des Landes. Späte-
stens im Mai kommenden Jahres wird
der Sozialdemokrat sein Amt an den
Chef der Daimler-Luftfahrt-Tochter Da-
sa, Jürgen Schrempp, abgeben. Politi-
ker und Wirtschaftsleute aus Berlin ha-
ben bereits angefragt, ob Reuter, 66,
nicht als Bürgermeisterkandidat bei
den Wahlen zum Abgeordnetenhaus im
Herbst 1995 antreten wolle, um den
Regierenden Bürgermeister Eberhard
Diepgen (CDU) abzulösen. Die Berliner
Sozialdemokraten streiten, ob es dem
Sohn des legendären SPD-Bürgermei-
sters Ernst Reuter gelingen könnte, die
Partei aus dem 30-Prozent-Ghetto zu
führen. An der Basis erhoffen sich viele
von ihm einen deutlichen Aufschwung.
SPD-Fraktionschef Ditmar Staffelt hin-
gegen, der gern selber als Spitzenkan-
didat antreten würde, sieht in der Per-
sonaldebatte vor allem eine „Phantom-
diskussion“. Reuter selbst schwieg da-
zu bislang.
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neuen Probleme, vor denen wir nunnach
der Wiedervereinigungstehen, muß s
cherlichauch eineneuepersonelle Kon-
zeption gefundenwerden.
SPIEGEL: Wenn Sie RegierenderBürger-
meister wären, müßten Sie klareEnt-
scheidungen auch imDetail fällen. Zu
fünf Fragen hätten wirgern eineknappe
Antwort: Soll jedermanndurchs Bran-
denburger Tor fahren dürfen?
Reuter: Auf jeden Fall.
SPIEGEL: Braucht daskünftige Regie-
rungsvierteleinen Verkehrstunnelunter
dem Tiergarten?
Reuter: Eindeutig ja.
SPIEGEL: Gehört derPalast derRepublik
abgerissen?
Reuter: Keineswegs.
SPIEGEL: Müssen Stadtbezirkezusam-
mengelegtwerden?
Reuter: Unbedingt.
SPIEGEL: Soll in derBerliner Innenstad
ein Fahrverbot für Autos ohne Katgel-
ten?
Reuter: Das ist notwendig.
SPIEGEL: Sie habenBerlin eine „Pionier-
rolle für ganzDeutschland“bescheinigt
Worin besteht die?
Reuter: Unser Land muß zueinemneuen
Selbstverständnisfinden. Bislangwaren
wir in der komfortablen Lage, daß wir un
Kleinkariertheit invielerlei Hinsichtlei-
stenkonnten. Wir haben über Jahrzehn
hinweg denAufbau immer größerer Bü
rokratien gefördert, derenHauptzweck
es ist, Entwicklungen zu blockieren, sta
sie zu voranzutreiben. Berlin muß zeige
daß es auch anders geht. Wirmüssen eine
neueAuffassungdavon entwickeln, wa
schlankeBürokratiewirklich heißt, wie
sich derüberregulierte Staat öffnenläßt,
was bürgernaheVerwaltung in derPraxis
bedeutet.
SPIEGEL: Und das soll inBonnnicht mög-
lich sein?
Reuter: Die Atmosphäreeiner Metropo-
le ermöglicht natürlich eineganzandere
Diskussionskultur als eine beschaulic
Kleinstadt wieBonn, die jadeutlich neo-
biedermeierlicheZüge trägt. DieWie-
dervereinigungbedeutetunwiderruflich
das Ende derBonner Republik, der Um
zugsbeschluß war dienotwendige Folge
dieses historischenEinschnitts. In Zu-
kunft leben wir in der Berliner Republik
ob das nun allen gefälltodernicht.
SPIEGEL: Sie habengesagt, Berlin se
nicht Posemuckel. Istdenn BonnPose-
muckel?
Reuter: Posemuckel ist überall,Pose-
muckel darf nur nicht in Berlin sein.
SPIEGEL: Bislang ist dieKohl-Regierung
auf dem Weg nach Berlin nichtweit vor-
angekommen. Derzeitgilt dasJahr2000
als Datum für demUmzug.
Reuter: Ich finde es schonbeschämend
daß eine nationale Verpflichtung wie d
Umzug bei uns soweniganerkanntwird.
Mich ärgert, wie sehrdieseAufgabe un-
ter einem Wust von Eigensucht, Beha
rungsvermögen und Bürokratismusver-



Sanierungsbedürftiges Stahlwerk in Ostdeutschland
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Berliner Koalitionspartner Staffelt, Diepgen
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„Wir können nicht aus patriotischen Gründen
Investitionsruinen in die Landschaft stellen“

„Die Qualifikation der Führungsschicht
in Berlin entspricht der Situation der

Stadt vor dem Mauerfall“
schwindet. Es sind die Kleingläubige
die Beamten,aucheinige Politiker, die
nach Kräften bremsen.
SPIEGEL: WichtigeInvestorenhaben be
reits das Interesse an Berlinverloren. Der
ehemalige Regierende Bürgermeist
Hans-JochenVogel sieht eine „Spirale
nachunten“.
Reuter: Der Vertrauensverlust ist gro
Nach der Bundestagswahl ist deshalb
ne neueInitiative der Regierung erfor
derlich. Ich erwartekonkrete Schritte,
wie sie etwa der Bundespräsident mitsei-
nem Umzug von derVilla Hammer-
schmidt ins Schloß Bellevue gesetzthat.
SPIEGEL: Kann nicht auch der Berline
Senateinigestun,damit eszügigervoran-
geht?
Reuter: Der Berliner Senatsollte sich
rechtzeitig darauf vorbereiten,eigene
Vorschläge auf denTisch zulegen, und
nicht immer darauf warten, daßandere
etwaserfinden. Wenn ich ihm zuetwas ra-
ten kann: Er mußeigeninitiativ und
streitbereit sein.
SPIEGEL: Herr Reuter, Siesprechen im
mer von der politischenVerantwortung
der Unternehmer.Beim Engagement fü
die Einheit haltensichaber IhreKollegen
merklich zurück. Der ehemalige VW
Vorstandschef CarlHahn hatkurz nach
der Vereinigung eineSpringflut patrioti-
scher Investitionen in Aussicht geste
Wo ist die eigentlichgeblieben?
Reuter: Mir ist unbekannt, daßHerr
Hahn für dieganze deutsche Wirtscha
sprechenkonnte. Er hatvielleicht Volks-
wagengemeint, unddies Unternehmen
hat ja durchaus vorbildhaft in Os
deutschland investiert. Der Konjunktu
einbruch hat mancheInvestitionsvorha
ben gar nichtmehrzugelassen. Bei alle
politischenVerantwortungsind wir Be-
triebswirte und müssenunseren Aktionä
ren Gewinn erwirtschaften. Wirkönnen
nicht aus patriotischenGründenInvesti-
tionsruinen in die Landschaft stellen.
SPIEGEL: Das verlangt auchkeiner.Aber
waren Sienicht selber manchmalüber das
mangelnde EngagementIhrer Kollegen
enttäuscht?
Reuter: Es gibt eine
Neigung im Manage
ment, mich einge-
schlossen, in den ein
gefahrenen Gleisen z
bleiben. Statt in
Ostdeutschland etwa
aufzubauen, wurd
wie bislang in West
deutschland oder an
anderer Stelle in Eu-
ropa investiert. Das
ist tatsächlich in vie-
len Fällen nicht seh
gut gelaufen.
SPIEGEL: Auch mit
personeller Unterstüt
zung hält sich die
Wirtschaft merklich
-

zurück. Die FDPwollte BDI-Chef Tyll
Necker für ein Ministeramt verpflichten
– der hat abgelehnt. Die SPD hat de
ehemaligen Bundesbankpräsiden
Karl Otto Pöhl einen Posten imSchat-
tenkabinett angeboten –vergeblich.
Reuter: Es mag eine wunderbare G
schichtesein, für WahlkämpfeNamen
aus der Wirtschaft zu mobilisieren un
auf die Plakate draufzuhauen. Na
dem Motto:Kuck mal, diesindauch für
uns.Aber es isteineganzandere Frage
ob ich bei einer Regierungsbildung u
abhängige Persönlichkeiten insKabinett
hole, die diese unangenehmeEigen-
schafthaben,wegenihrer Unabhängig
keit jeden Tag zurücktreten zukönnen.
SPIEGEL: Mit Kritik an der mangelnden
ökonomischen Kompetenz derRegie-
rung sind Sie undihre Kollegen immer
schnell bei derHand, die Mühsal des
politischen Alltagsgeschäft magaber of-
fensichtlich keiner auf sich nehmen.
Helmut Kohl spricht denn auch gele-
gentlich etwas verächtlich von „de
Herren in derWirtschaft“.
Reuter: Ja, das ist so einer seinerLieb-
lingsspäße. Ob es derbeste ist,wage ich
zu bezweifeln.
SPIEGEL: Vielleicht ist das Verhältnis
zwischen Politik undWirtschaft auch
deshalb so gespannt,weil die Anforde-
rungen an diejeweiligen Spitzenkräfte
sehr unterschiedlich sind.
Reuter: Bei den meistenUnternehmern
gibt es wenigVerständnis für die Me
chanismen der Politik. DerUnterneh-
mer muß langfristigdenken, erdarf sich
durchtemporäreRückschläge nicht vom
Weg abbringenlassen und muß fähi
sein, harte Entscheidungen durchzuse
zen, ohne dasständig an diegroße
Glocke zu hängen.Politik hingegen
heißt Zwang zur Öffentlichkeit. Der Po
litiker befindet sich im Grunde jeden
Tag im Wahlkampf – an einer unpopul
ren Vision festzuhaltenfällt ihm daher
eherschwer.
SPIEGEL: „Freu dich auf den Wechse
Deutschland“, plakatiert dieSPD.Freu-
en Sie sichmit?
Reuter: Wir brauchen einenneuen An-
satz in derdeutschen Politik. Deswege
kann und muß mansich freuen, wenn
wirklich ein Aufbruch gelingt. Es
kommt nicht darauf an, was imWahl-
programm steht, sondern wie man
den Menschendraußenvermittelt. Es
steht für mich außer Frage, daß in de
ersten 100 Tagen eineneue Regierung
einigesehr unangenehme Dingepräsen-
tierenmuß.
SPIEGEL: Woran denkenSie?
Reuter: Der Reformstau ist übera
sichtbar – bei der Bildungspolitik, be
63DER SPIEGEL 35/1994



Mediziner Schütt, Krankenhaus Rhein/Ruhr: „Ich bin der Klinik ein paar Millionen wert“
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der Industriepolitik, bei der Arbeits
marktpolitik. Das ganze Steuersyste
muß total reformiert werden.
SPIEGEL: Da scheinen die Ansichten i
Unternehmerlager aberweit auseinan
derzugehen. OskarLafontaines Vor-
schlageiner ökologischenSteuerreform
hat gleichlauten Protest bei denSpitzen-
verbänden der Industrie hervorgerufe
Reuter: Ich halte es fürwirklich bekla-
genswert, daß auf den Vorschlag des
nen die anderengleich „Weltuntergang“
schreien. Ich kann dieses Gejammer
nicht verstehen. Es ist dochganz logisch
daß das Ziel eines verbesserten Umw
schutzes ambesten durch einSteuersy-
stem befördert werdenkann, dasdemje-
nigen Belastungen im marktwirtschaft
chen Sinne auferlegtwerden, der Um
welt beansprucht.Darüber muß man zu
mindestreden können.
SPIEGEL: Braucht Deutschland eine ko
zertierteAktion, die einnationales Pro
gramm zurSchaffung vonArbeitsplätzen
beschließt?
Reuter: Wenn dieBereitschaft zum Kon
sens im Nachkriegsdeutschland jewirk-
lich vorhandengewesen ist,dann heute
Wir haben,insbesondere in demUnter-
nehmen, für das ich arbeite,einendrasti-
schen Arbeitsplatzabbau zustande g
bracht, ohne daß es zueinem ernsthafte
sozialen Konfliktgekommen wäre. Di
Belegschaftsvertreterhaben verstanden
daß ohneRationalisierung derStandort
Deutschlandendgültigverloren ist. Die-
sen Konsens muß die Politikunterstüt-
zen.
SPIEGEL: Das klingtnach einemPlädoy-
er für die GroßeKoalition.
Reuter: Ich habedamit keinerlei Berüh
rungsängste.Möglicherweise hat nur e
ne GroßeKoalition dieKraft, die harten
Aufgaben der nächstenvier Jahre zu be
wältigen.Wenn wir dieDinge soweiter-
laufen lassen wiebisher, müssen wir un
mit zweistelligen Arbeitslosenzahle
vertraut machen.
SPIEGEL: Auch der CDU/CSU-Frakti
onschef Wolfgang Schäubleplädiert für
harteSchnitte,allerdings imZeichen ei-
nes neuenPatriotismus, der Gemeinsin
sichern soll.Nach seiner Überzeugun
bedarf es einer „Rückbesinnung auf d
nationale Identität“, um dieBereitschaft
zum Verzicht auf Wohlstandszuwäch
zu fördern.
Reuter: Ich kann mit demBegriff einer
übergeordneten Identitätwenig anfan-
gen. Wenndamit etwasganz Einmaliges
Unverwechselbares gemeintsein sollte,
hielte ich das für schlimmenKokolores.
Ich kannnicht erkennen, daß einnatio-
nalesKonzept die Notwendigkeit eine
konkretenPolitik ersetzt. Wir brauche
vor allem Sachverstand in der Politi
Wir brauchen eineneuequalifizierte po-
litische Elite.
SPIEGEL: Herr Reuter, wirdanken Ihnen
für diesesGespräch. Y
-

-
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Lukrativer
Einfall
Eine Essener Klinik feuerte einen
Chefarzt, weil der Mediziner seine
Krankenkasse betrogen
hat – einmalig in Deutschland.

unterbunt türmensich im Dienst-
zimmer desEssener Chefarztes PK ter Schütt, 52, die Bücher.Fachli-

teratur („RoteListe“) neben „Latein für
Hochstapler“,Tolstois „Krieg und Frie-
den“ unterThorwalds „Macht und Ge
heimnis derfrühen Ärzte“.
Seit einpaar Wochen hat dervielbe-
schäftigteNeurologe und Psychiater D
med. Schütt, fast 13 Jahre lang Leiter
der Neurologischen Abteilung an d
Fachklinik Rhein/Ruhr zuEssen-Kett-
wig, eine MengeZeit, die Werkeauch
zu lesen. Er ist arbeitslos.

Vor Monatenerschien in derRehabi-
litationsklinik ein Großaufgebotstaatli-
cher Macht: Kriminalbeamte, Buchprü
fer und Staatsanwälte. Aus derVisite
heraus wurde Chefarzt Schütt zum G
sprächgebeten. Imweißen Kittel, den
Reflexhammer in der Tasche, las er d
vom Amtsgericht Bochumausgestellten
Durchsuchungsbefehl.

Schütt sei verdächtig, stand da, g
meinsam mit dem Recklinghäuser Ch
arzt-Kollegen ProfessorNosratFirusian
seine Krankenversicherung um erheb
che Beträge betrogen zuhaben. „Sämt-
liche Unterlagen“ über „Urlaub, Krank-
heit, Fortbildung“ Schütts seien zu be
schlagnahmen.

Die Beamten nahmenauch den Heil-
künstler mit. Fastsieben Wochenlang
blieb der Mediziner inHaft. Erst gegen
Zahlung einer Kaution inHöhe von ei-
ner Million Mark kam erfrei.

Doch dasStück gehtweiter. Wegen
Bruchs des Vertrauensverhältnisses
die Fachklinikihrem Chefarzt mehrfac
fristlos gekündigt. Mitte dieser Woch
soll vor dem Arbeitsgericht Essen de
erste Verhandlungstag in Sachen Sch
stattfinden. Die Staatsanwaltschaft B
chum ermittelt nicht nur wegenBetrugs,
sie verdächtigt Schütt auch der Steu
hinterziehung.

Für die Obermacher derweißen
Zunft ist nach der Herzklappenaffä
das Klima im Land rauher geworden
Früher wurden Abzockereien derChefs
diskret mit saftigen Abfindungen erle-
digt. DasAnsehen derKliniken vertrug
keinen lärmenden Streit. Hauptsach
die Fassade stimmte.

Auch die Justiz hat sich gewendet
Einst mußteschon ein Kapitaldelikt wie
Totschlag vorliegen, umeinen Chefarz
in U-Haft zu nehmen.Schütt hatte zu-
dem Pech, daß er an die Bochum
Strafverfolger geriet. Deren Wirt-
schaftsabteilunggilt als besondershart.

Schütt warGroßverdiener, wieviele
der rund 10 000Chefärzte in derRepu-
blik. SeinAngestelltensalär lag im Vor
jahr beiüber 200 000 Mark;doch das ei
gentlicheGeld brachten dieNebenein-
künfte. Für Liquidationen, Gutachte
und Beratungenkassierte erüber eine
Million Mark.

Die Staatsanwaltschaft interessi
sich zudem dafür, was mit denSchecks
65DER SPIEGEL 35/1994


